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Bonn, den 10. Mai 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beschluß der Delegierten des 5. Gewerkschaftsjugend- 
tages 1960 der IG Bergbau in Gelsenkirchen 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jaeger, 

Dr. Baron Manteuffel-Szoege r Dr. Zimmermann, 

Dr. Kliesing (Honnef) und Genossen 
— Drucksache 1790 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


I. 

Die Bundesregierung bedauert diesen Beschluß der Delegierten 
des 5. Gewerkschaftsjugendtages der IG Bergbau am 28. März 
1960 in Gelsenkirchen, mit dem gefordert wird, daß Kontakte 
zur Bundeswehr nicht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, 
sondern nur so aufgenommen werden sollen, daß zwar Ge- 
werkschaftsvertreter bei der Bundeswehr, nicht aber Ange- 
hörige der Bundeswehr vor Gewerkschaftsgremien sprechen 
dürfen. 

Die Bundesregierung hatte gehofft, daß angesichts der unver- 
mindert anhaltenden Bedrohung der freien Welt und besonders 
der Bedrohung Berlins durch den militanten Weltkommunismus 
alle demokratisdien Kräfte in der Bundesrepublik die Not- 
wendigkeit der gemeinsamen Verteidigung der Freiheit ein- 
schließlich der militärischen Verteidigungsbereitschaft in Wort 
und Tat bejahen und daß demzufolge auch die Gewerkschaften 
von ihren früheren Beschlüssen, in denen jeder Wehrbeitrag 
abgelehnt wird, abrücken. Das ist leider offensichtlich noch 
nicht der Fall. 

Die Hilfsbereitschaft und Sicherheitsgarantie unserer Verbün- 
deten, insbesondere der drei westlichen Garantiemächte, für 
Berlin hat bisher die Bundesrepublik dem Zugriff des Welt- 
korrimunismus entzogen und den Anschlag gegen die Freiheit 
Berlins vereitelt. 

Hilfsbereitschaft und Sicherheitsgarantie dieser Mächte hängen 
von der eigenen Bereitschaft zur militärischen Verteidigung 
und von dem eigenen Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung 
der freien Welt in entscheidender Weise ab. Die Bundesre- 
gierung verbindet mit ihrem Bedauern über diesen Beschluß 
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jedoch die Hoffnung, daß die Bereitschaft, die militärische 
Verteidigung der Bundesrepublik zu tragen und zu unter- 
stützen, auch vom Deutschen Gewerkschaftsbund eines Tages 
bejaht wird. 

Die Bundesregierung fühlt sich zu dieser Hoffnung berechtigt, 
weil in anderen freien Ländern die nicht-kommunistischen 
Gewerkschaften, in besonders starkem Maße in den USA — 
unserem stärksten Bundesgenossen — , sich für die Verteidi- 
dung der Freiheit, auch für die militärische Verteidigungs- 
bereitschaft, einsetzen. 


II. und III. 

Die Bundesregierung sieht in diesem Beschluß einen Ansatz 
zu einer neuen Diskriminierung des Soldaten, d. h. einen An- 
satz für eine nicht gleichberechtigte Behandlung des Staats- 
bürgers in Uniform. Der Soldat untersteht der politischen 
Führung und der legitimen Regierungsgewalt. Er soll aber 
nicht ihr blindes und gedankenloses Werkzeug sein, sondern 
er soll sich über die Bedeutung seiner Aufgabe, die Not- 
wendigkeit seiner Aufgabe und die Rechtfertigung seiner Auf- 
gabe als denkender Staatsbürger Rechenschaft ablegen. Er 
hat in der Durchführung der ihm gestellten Aufgabe eine 
eigene Verantwortung, und er braucht die Hilfe des gesamten 
Volkes, um diese Verantwortung tragen zu können. 

Der Soldat muß deshalb auch die Bereitschaft und das Recht 
haben, über die Voraussetzungen und Notwendigkeiten der 
militärischen Landesverteidigung, d. h. über die Erfüllung 
seiner Aufgaben, sprechen zu dürfen. Er muß insbesondere 
vor den Gremien sprechen dürfen, deren Vertreter ihrerseits 
vor Soldaten der Bundeswehr sprechen wollen. 


Strauß 
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